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Beschlüsse der Delegiertenversammlung  

des 

Sächsischen Hausärztinnen- und Hausärzteverbandes e.V. 

am 27.03.2026 in Dresden 

 

 

 

Beschluss Nr. 1: Abschaffung von Impfstoff Regressen und Reform der bundes-
politischen Rahmenbedingungen für die Impfstoffversorgung  

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband fordert die Kassenärztliche 
Vereinigung Sachsen (KV Sachsen) auf, sich auf Landesebene klar und verbindlich gegen 
finanzielle Regressforderungen im Zusammenhang mit der Bestellung und Vorhaltung 
von Impfstoffen einzusetzen und bestehende Spielräume im Sinne der hausärztlichen 
Praxen konsequent zu nutzen. 
 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen und Hausärzteverband wird sich auf Bundesebene – 
insbesondere über den Bundesverband – für eine vollständige Abschaffung von 
Impfstoff-Regressen einsetzen. 
 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen und Hausärzteverband fordert die Bundespolitik auf, die 
pharmagesetzlichen und versorgungsrelevanten Rahmenbedingungen so zu reformieren, 
dass 
 

o die hausärztlichen Praxen ohne wirtschaftliches Risiko eine ausreichende 
Impfstoffmenge vorhalten können, 

o eine flexible Reaktion auf eine unerwartet hohe Impfnachfrage möglich ist,  
o und die Verantwortung für Versorgungsengpässe nicht einseitig auf die Praxen 

verlagert wird. 

 

Begründung: 

 

Die hausärztliche Versorgung war in der aktuellen Grippesaison erneut mit regionalen Engpässen bei 
Grippeimpfstoffen konfrontiert. Wie der Hausärztinnen- und Hausärzteverband in seiner 
Pressemitteilung vom 20.01.2026 darlegt, stellen die bestehenden Regres sregelungen ein zentrales 
Hemmnis für eine erfolgreiche Impfkampagne dar. 

 

Hausärztinnen und Hausärzte sind gezwungen, den Impfstoffbedarf bereits ru nd drei Viertel eines 
Jahres im Voraus festzulegen, obwohl die tatsächliche Nachfrage zu diesem Zeitpunkt nicht absehbar 
ist. Wird mehr Impfstoff bestellt, als letztlich verimpft werden kann, drohen finanzielle Sanktionen 
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durch die Krankenkassen. Dieses Regressrisiko führt dazu, dass Praxen aus wirtschaftlicher Vorsicht 
eher zurückhaltend bestellen – mit der Folge, dass bei steigender Nachfrage Impfstoffe fehlen.  

 

Die aktuelle Grippesaison hat gezeigt, dass eine früh einsetzende Grippewelle und eine erhöhte 
mediale Aufmerksamkeit zu einer deutlich höheren Nachfrage geführt haben, auf die viele Praxen 
nicht mehr reagieren konnten, da Nachbestellungen während der laufenden Saison faktisch 
ausgeschlossen sind. Die Verantwortung für diese strukturellen Defizite darf nicht den einzelnen 
Praxen aufgebürdet werden. 

 

Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, dass sich die KV Sachsen klar gegen Regressmechanismen 
positioniert und sich aktiv für praxisgerechte Lösungen einsetzt. Gleichzeitig ist die Bundespolitik 
gefordert, die gesetzlichen Rahmenbedingungen der Impfstoffversorgung grundlegend zu 
überarbeiten. Maßnahmen wie die Aufhebung von Rabattvertragsverpflichtungen haben das 
Kernproblem der wirtschaftlichen Risiken für die Praxen bislang nicht gelöst. 

 

Eine erfolgreiche Impfstrategie setzt voraus, dass hausärztliche Praxen ohne Angst vor finanziellen 
Sanktionen handeln können. Wer politisch höhere Impfquoten einfordert, muss zugleich die 
strukturellen Voraussetzungen dafür schaffen.  

 
Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 

 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Der Beschluss wurde gefasst. 

 

 

Beschluss Nr. 2: Einführung einer abrechnungsquartalsgleichen Regelwerks-
prüfung zur Sicherung der Vergütung in HZV-Praxen 

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband setzt sich gegenüber der 
Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen (KVS) und den Krankenkassen für die Einführung 
einer abrechnungsquartalsgleichen Regelwerksprüfung ein. 
 

➢ Ziel ist es, system- bzw. bereinigungswidrig abgerechnete Leistungen zeitnah im 
laufenden Abrechnungsquartal zurückzuweisen, anstatt diese ausschließlich im Rahmen 
einer nachlaufenden sachlich rechnerischen Richtigstellung zu prüfen.  
 

➢ Der Landesvorstand wird beauftragt, hierzu das weitere Gespräch mit der KVS sowie auf 
eine gemeinsame Initiative der Krankenkassen hinzuwirken. 

 

Begründung: 

 

Die aktuell von der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen (KVS) diskutierte Praxis einer ausschließlich 
nachlaufenden Regelwerks- bzw. Richtigstellungsprüfung birgt erhebliche wirtschaftliche Risiken für 
hausärztliche Praxen, insbesondere für Praxen mit Tei lnahme an der Hausarztzentrierten Versorgung 
(HZV). 
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Während eine abrechnungsquartalsgleiche Prüfung dazu führt, dass systemwidrig eingereichte 
Scheine oder Leistungen unmittelbar abgelehnt werden, eröffnet sie HZV -Praxen die Möglichkeit, die 
tatsächlich erbrachten Leistungen im Folgequartal fristgerecht übe r die HZV nachzureichen. Dieses 
Vorgehen sichert die Vergütung erbrachter Leistungen und entspricht dem Grundsatz einer zeitnahen 
Abrechnungsklarheit. 

 

Demgegenüber kann eine nachlaufende Prüfung von der KVS innerhalb der gesetzlichen 
Ausschlussfrist von bis zu zwei Jahren erfolgen. Wird diese Frist ausgeschöpft, besteht die reale 
Gefahr, dass Rückforderungen erst zu einem Zeitpunkt geltend gemacht werden, zu dem sämtliche 
HZV-Nachreichfristen (in der Regel bis zu einem Jahr) bereits abgelaufen sind. In die sem Fall hätten 
HZV-Praxen einen erheblichen Teil ihrer Leistungen ohne Vergütungsmöglichkeit erbracht.  

 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich Rückforderungen der KVS nicht ausschließlich auf 
Doppelabrechnungen (gleichzeitige KV- und HZV-Abrechnung) beschränken, sondern auch bloße 
Fehlabrechnungen erfassen, bei denen Leistungen fälschlich über die KV und nicht über die HZV 
abgerechnet wurden. Auch diese Konstellationen führen bei nachlaufender Prüfung zu irreversiblen 
Honorarausfällen. 

 

Das Festhalten an einer verzögerten Richtigstellung erscheint vor diesem Hintergrund primär 
verwaltungsökonomisch motiviert, verlagert jedoch die finanziellen Risiken einseitig auf die Praxen. 
Die Gefahr erheblicher, kumulierter Rückforderungen über mehrere Abrechnungsjahre hinweg stellt 
eine nicht hinnehmbare Belastung für HZV-Praxen dar. 

 

Aus Sicht des Sächsischen Hausärztinnen und Hausärzteverbandes besteht daher ein eigenständiges 
und legitimes Interesse, auf eine zeitnahe, quartalsgleiche Regelwerksprüfung hinzuwirken. Eine 
solche Lösung dient der Abrechnungssicherheit, der wirtschaftlic hen Stabilität der Praxen und 
letztlich der Attraktivität der HZV. 

 

Da die maßgeblichen Gestaltungsspielräume bei den Krankenkassen liegen, kommt insbesondere der 
AOK PLUS als zentralem HZV-Partner eine Schlüsselrolle zu. Bereits bestehende gemeinsame 
Initiativen der HZV-Kassen können hierfür als geeignetes Format genutzt und weiterentwickelt 
werden. 

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 

 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Der Beschluss wurde gefasst.  
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Beschluss Nr. 3: Etablierung eines gemeinsamen Qualifizierungskurses für 
NäPA und VERAH® in Sachsen 

 

Beschluss: 

 

➢ Der Landesvorstand des Sächsischen Hausärztinnen- und Hausärzteverbandes wird 
gemeinsam mit dem Institut für Hausärztliche Fortbildung (IHF) beauftragt, Gespräche mit 
der Sächsischen Landesärztekammer (SLÄK) aufzunehmen mit dem Ziel, einen gemeinsamen, 
integrierten Qualifizierungskurs zur Ausbildung von Nichtärztlichen Praxisassistentinnen 
(NäPA) und Versorgungsassistentinnen in der Hausarztpraxis (VERAH®) in Sachsen zu 
etablieren. 
Ziel dieser Gespräche ist es, auf Grundlage der bestehenden bundesweiten Vereinbarung 
zwischen der Bundesärztekammer und dem Institut für Hausärztliche Fortbildung eine 
gegenseitige Anerkennung wesentlicher Ausbildungsinhalte zu nutzen und ein gemeinsames 
Kurskonzept zu entwickeln. Dieses soll Medizinischen Fachangestellten ermögl ichen, in 
einem integrierten Qualifizierungsgang sowohl den Abschluss zur NäPA als auch zur VERAH® 
zu erwerben 
 

Begründung: 
 

Die Qualifikationen zur NäPA und zur VERAH® sind inhaltlich eng miteinander verzahnt und verfolgen 
das gemeinsame Ziel, Hausärztinnen und Hausärzte nachhaltig zu entlasten sowie die 
Versorgungsqualität in der hausärztlichen Praxis zu stärken. Bereits heute werden aufgrund einer 
bundesweiten Vereinbarung große Teile der Ausbildungsinhalte gegenseitig anerkannt.  

 

Ein gemeinsames Qualifizierungskonzept, entwickelt in enger Zusammenarbeit von Ärztekammern, 
Hausärztinnen- und Hausärzteverband und dem IHF, bietet erhebliche Vorteile:  

 

Es ermöglicht eine bundesweite Standardisierung der Qualifikationen, stärkt interprofessionelle 
Kompetenzen und erhöht die Patientensicherheit durch einheitliche Standards und verbesserte 
Teamarbeit. 

 

Für Medizinische Fachangestellte entsteht durch einen integrierten Qualifizierungsgang eine 
attraktive Weiterentwicklungsperspektive, die sowohl kollektiv- als auch selektivvertragliche 
Versorgungs-strukturen besser miteinander verzahnt und die Flexibilität der Praxisteams erhöht. 

Darüber hinaus sind deutliche Effizienzgewinne zu erwarten. Die Bündelung zentraler Module, der 
gezielte Einsatz vorhandener Expertise sowie die Vermeidung redundanter Ausbildungsstrukturen 
führen zu Kostenersparnissen und einer ressourcenschonenden Umsetzung bei gleichzeitiger 
Qualitätssteigerung. 

 

Vor diesem Hintergrund ist die Aufnahme strukturierter Gespräche mit der Sächsischen 
Landesärztekammer ein wichtiger Schritt, um auch in Sachsen einen zukunftsfähigen, gemeinsamen 
Kurs für NäPA und VERAH® zu etablieren. 

 
Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 
 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Der Beschluss wurde gefasst.   
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Beschluss Nr. 4: Etablierung des Themas Kinderschutz als festen Bestandteil 
der Teamfortbildungen des Verbandes in Kooperation mit der Sächsischen 
Landesärztekammer 

 

Beschluss: 

 

➢ Der Landesvorstand des Sächsischen Hausärztinnen- und Hausärzteverbandes wird 
beauftragt, in enger Zusammenarbeit mit der Sächsischen Landesärztekammer (SLÄK) die 
Etablierung des Themas Kinderschutz als Bestandteil der Teamfortbildungen des Verbandes 
umzusetzen. Ziel ist die Entwicklung und Durchführung gemeinsamer Fortbildungsangebote 
für hausärztliche Praxisteams in Kooperation mit der Landeskoordinierungsstelle 
Medizinischer Kinderschutz an der SLÄK. 
Die Fortbildungen sollen Ärztinnen und Ärzte sowie Medizinische Fachangestellte für den 
Schutz von Kindern und anderen vulnerablen Gruppen sensibilisieren, praxisnahe 
Handlungssicherheit vermitteln und klare Ansprechpartner sowie Unterstützungsstrukturen 
in Notfallsituationen aufzeigen. 

 
Begründung: 
 

Der Schutz von Kindern vor Gewalt und Vernachlässigung ist ein zentrales gesellschaftliches Anliegen 
und stellt auch im hausärztlichen Alltag eine wichtige, zugleich herausfordernde Aufgabe dar. 
Hausärztliche Praxisteams sind häufig erste Anlaufstellen und nehmen eine Schlüsselrolle bei der 
frühzeitigen Erkennung von Gefährdungssituationen ein. Um dieser Verantwortung gerecht zu 
werden, sind fundierte Kenntnisse, klare Handlungsempfehlungen und verlässliche 
Kooperationsstrukturen notwendig. 

 

An der Sächsischen Landesärztekammer ist der Schutz vor Gewalt gegenüber vulnerablen Gruppen 
bereits seit Jahren fest im Aufgabenspektrum verankert. Insbesondere die 
Landeskoordinierungsstelle Medizinischer Kinderschutz, die seit 2019 mit Unterstützung des  
Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt besteht, verfügt 
über ausgewiesene Expertise und umfangreiche Erfahrung in der Fort - und Weiterbildung. 

 

Eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Sächsischen Hausärztinnen- und Hausärzteverband und der 
SLÄK bietet die Möglichkeit, diese Expertise gezielt für hausärztliche Praxisteams nutzbar zu machen. 
Durch die regelmäßige Integration des Themas Kinderschutz in die Teamfortbildungen des Verbandes 
kann eine nachhaltige Sensibilisierung erreicht, Handlungssicherheit gestärkt und die 
interprofessionelle Zusammenarbeit verbessert werden.  

 

Darüber hinaus fördert ein gemeinsames Fortbildungsangebot den Austausch zwischen Kammer, 
Verband und Praxisteams und trägt dazu bei, einheitliche Standards im Umgang mit Verdachtsfällen 
von Kindeswohlgefährdung zu etablieren. Dies dient nicht zuletzt dem Schutz der betroffenen Kinder 
und der rechtlichen Absicherung der in der Versorgung tätigen Teams.  

 
Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 
 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Der Beschluss wurde gefasst. 
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Beschluss Nr. 5: Einführung einer Zuckersteuer und Werbeverbote für Kinder  

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband fordert die Bundesregierung und 
Landesregierung Sachsen auf 

 

o eine Zuckersteuer auf stark zuckerhaltige Getränke und Lebensmittel einzuführen  
o sowie ein umfassendes Werbeverbot für zuckerhaltige Produkte, die sich an 

Kinder richten, gesetzlich zu verankern.  

 
Begründung: 
 

Übermäßiger Zuckerkonsum führt zu Adipositas, Diabetes Typ 2, Karies und nicht -alkoholischer 
Fettlebererkrankung. Erkrankungen, die wir Hausärztinnen und Hausärzte täglich in der Praxis sehen. 
Internationale Beispiele wie Großbritannien und Mexiko zeigen: Zuckersteuern wirken und senken 
den Konsum nachweislich.  

 

Kinder sind zudem besonders anfällig für Werbung. Studien belegen, dass Werbeverbote den Konsum 
ungesunder Lebensmittel reduzieren und die gesundheitliche Entwicklung schützen.  

 
Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 
 

Ein Änderungsantrag mit Ergänzung um Zuckerersatzmittel und Streichung der Zuckersteuer  sowie 
Werbeverbote für Kinder wurde mehrheitlich abgelehnt. Der Beschluss wurde nicht gefasst. 
Weitere Details siehe Protokoll.  

 

Der ursprüngliche Antrag wurde mehrheitlich bei 2 Enthaltungen angenommen. Der Beschluss 
wurde gefasst. 
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Beschluss Nr. 6: Verbindliches Primärarztsystem  

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband fordert die Bundesregierung auf, bei 
der geplanten Einführung eines verbindlichen Primärarztsystems die Hausarztpraxis als 
koordinierende Instanz der Primärversorgung konsequent zu stärken und das evaluier te 
HZV-System als zentrale Grundlage der Reform zu nutzen. Digitale Lösungen müssen sinnvoll 
integriert werden und die Reform muss wirksam zur nachhaltigen Sicherung der 
hausärztlichen Zukunft beitragen. 

 

Begründung: 

 

Die Einführung eines verbindlichen Primärarztsystems ist richtig, notwendig und überfällig. Trotz 
hoher Ausgaben im deutschen Gesundheitswesen spiegeln sich diese bislang nicht ausreichend in 
einer besseren Versorgungsqualität, einer verbesserten Koordination oder einer höheren Effizienz 
wider. Unklare Zuständigkeiten, ineffiziente Abläufe und lange Wartezeiten – insbesondere in der 
fachärztlichen Versorgung – belasten Patientinnen und Patienten ebenso wie die Praxen. Dies 
untergräbt zunehmend das Vertrauen in das Gesundheitssystem.   

 

Ein wirksames Primärarztsystem setzt eine verbindliche, koordinierte Primärversorgung voraus. Die 
Erfahrungen aus der hausarztzentrierten Versorgung zeigen, dass ein solches System zu einer 
besseren Steuerung der Versorgung, einer höheren Behandlungsqualität sowie  zu einer Entlastung 
anderer Versorgungsbereiche führt. Versicherte profitieren von einer kontinuierlichen Betreuung, 
besser abgestimmten Therapien und einer höheren Arzneimitteltherapiesicherheit. Gleichzeitig 
werden unnötige Facharztkontakte sowie Krankenhaus- und Notaufnahmebehandlungen reduziert.   

 

Die hohe Zahl freiwillig teilnehmender Versicherter an der HZV bundesweit verdeutlicht, dass 
Patientinnen und Patienten ein klar strukturiertes, hausarztbasiertes Primärarztsystem ausdrücklich 
wünschen. Diese Erfahrungen müssen bei der bundesweiten Reform berücksichtigt werden.   

 

Ein Primärarztsystem kann nur erfolgreich sein, wenn es aus der Versorgung heraus gedacht und an 
der Realität der Hausarztpraxen ausgerichtet ist. Reformen, die an dieser Realität v orbeigehen, 
gefährden die Versorgung und werden scheitern.  

 

Für die erfolgreiche Einführung eines wirksamen Primärarztsystems fordern die Delegierten des 
Sächsischen Hausärztinnen- und Hausärzteverbandes: 

 

1. Klare hausärztliche Steuerung – keine Zersplitterung der Versorgung 

Ein Primärarztsystem erfordert eine eindeutige Steuerungsverantwortung durch die 
Hausarztpraxen. Erstkontaktangebote außerhalb der hausärztlichen Versorgung oder digitale 
Ersteinschätzungen ohne feste hausärztliche Anbindung unterlaufen dieses Prinzip und 
führen zu Intransparenz und zusätzlicher Komplexität. Die Hausarztpraxis muss die zentrale 
Anlaufstelle bleiben.   
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2. Hausärztliche Versorgung als Fundament stärken 

Ein flächendeckendes, wohnortnahes Netz hausärztlicher Praxen ist die Grundlage eines 
funktionierenden Primärarztsystems. Die Reform muss Hausarztpraxen strukturell stärken 
und gezielt entlasten. Interprofessionelle, teamorientierte Versorgungsansätze mit 
erweiterten nichtärztlichen Gesundheitsberufen sowie digitaler Unterstützung sind dabei 
konsequent weiterzuentwickeln und zu fördern.   

 

3. Digitalisierung gezielt einsetzen – digitale Seitenpfade verhindern 

Digitale Versorgungsangebote können die Primärversorgung unterstützen, wenn sie direkt an 
die Hausarztpraxis angebunden sind. Voraussetzung sind standardisierte, 
sektorenübergreifende Schnittstellen, echte Entlastung von Bürokratie sowie eine aktive 
Einbindung der Hausärztinnen und Hausärzte in Entwicklung und Umsetzung digitaler 
Lösungen.   

 

4. Erfahrungen aus bestehenden Versorgungsmodellen konsequent nutzen  

Die langjährigen Evaluationen und Erfahrungen der hausarztzentrierten Versorgung liefern 
belastbare Erkenntnisse für ein funktionierendes Primärarztsystem. Diese Erfahrungen sind 
systematisch zu nutzen. Bewährte wettbewerbliche Innovationen dürfen nicht ge schwächt 
werden.   

 

5. Zukunft sichern – Niederlassung stärken 

Die langfristige Sicherung der hausärztlichen Versorgung erfordert eine Stärkung der 
Niederlassung. Dazu gehören eine stärkere Verankerung der Allgemeinmedizin im Studium, 
attraktive und unbürokratische Weiterbildungsbedingungen, gezielte finanzielle 
Förderinstrumente sowie bessere Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Eine stabile und planbare Finanzierung erhöht die Attraktivität der hausärztlichen 
Tätigkeit nachhaltig.   

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 
 

Der Antrag wurde mit 1 Enthaltung angenommen. Der Beschluss wurde gefasst.  

 

 

Beschluss Nr. 7: Elektronisches BTM-Rezept ermöglichen und Aufnahme in den 
Medikationsplan 

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband fordert die Bundesregierung und 
sächsische Landesregierung auf, schnellstmöglich das elektronische BTM-Rezept zu 
ermöglichen, damit die Verordnung von Betäubungsmitteln auf dem elektronischen 
Medikationsplan sichtbar wird.  

 

Begründung: 

 



9 

 

Die elektronische Medikationsliste ist bei korrekter Nutzung ein wichtiges Hilfsmittel für die 
verordnenden Ärztinnen und Ärzte, um bei ihren Patientinnen und Patienten gefährliche 
Doppelverordnungen oder Interaktionen zwischen Medikamenten, deren Verordnu ng er bislang nicht 
kannte, zu vermeiden. Dies trifft leider nicht auf die Verordnung von Betäubungsmitteln zu, deren 
Verschreibung im elektronischen Medikationsplan nicht sichtbar ist. Gerade für diesen potenziell 
gefährlichen Bereich bezüglich Überdosierungen und Suchtentwicklung halten wir es für notwendig, 
dass diese Lücke geschlossen wird und der Gesetzgeber entsprechende Regelungen beschließt und 
damit die Softwareunternehmen dann gehalten sind, dieses umzusetzen.  

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 
 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Der Beschluss wurde gefasst. 

 

 

Beschluss Nr. 8: Berufsrechtliche Konsequenzen für Ärztinnen und Ärzte bei 
Verschreibung von Cannabis im Rahmen kommerzieller Onlineplattformen  

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband lehnt die ärztliche Verordnung von 
Medizinal-Cannabis außerhalb eines persönlichen Arzt-Patienten-Kontakts über 
Onlineportale ab. Die ärztliche Sorgfaltspflicht setzt bei der Verordnung von Medizinal -
Cannabis nicht zuletzt aufgrund seiner psychoaktiven Wirkung einen persönlichen Arzt -
Patienten-Kontakt voraus, bei dem die medizinische Indikation geprüft und über mögliche 
Neben- und Wechselwirkungen aufgeklärt wird. 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband fordert in diesem Kontext einen 
Ausbau und die Förderung klinischer Studien zu Indikation, Anwendung sowie (Neben -
)Wirkung von Medizinal-Cannabis, auch um unbelegten Heilsversprechen zur Wirkung von 
Medizinal-Cannabis und einer nicht gerechtfertigten Indikationsausweitung evidenzbasiert 
begegnen zu können. Grundsätzliches Ziel dabei ist, den Missbrauch einzugrenzen, ohne den 
Zugang für Patientengruppen mit einer evidenzbasierten medizinischen Indikation zu 
erschweren. 

 

Begründung: 

 

Medizinischer Cannabis kann bei schwerwiegenden Erkrankungen eine wirksame Behandlung 
ermöglichen, wie beispielweise bei chronischen Schmerzen, Spastik bei Multipler Sklerose, 
Appetitlosigkeit oder Übelkeit bei Krebs- oder HIV-Erkrankungen sowie bestimmten Epilepsieformen 
bei Kindern. 

 

Seit der Teillegalisierung von Cannabis als Konsumdroge ist jedoch die Menge des nach Deutschland 
importierten Medizinal-Cannabis insgesamt stark angestiegen. Allein im ersten Halbjahr 2025 lag die 
Steigerung im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 300 Prozent, ein Anstieg von rund 19 auf rund 80 
Tonnen. Die Zahl der Verordnungen zulasten der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) stieg 
derweil nur um neun Prozent. Dies legt die Annahme nahe, dass ein Großteil der Cannabisblüten zu 
medizinischen Zwecken auf Privatrezepten über Online-Anbieter ohne ausreichende Prüfung der 
Indikation verschrieben wurde. 
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Ergänzend ist auch der Abgabeweg von Medizinal-Cannabis in den Blick zu nehmen. Insbesondere 
Cannabisblüten sind aufgrund ihrer spezifischen Eigenschaften mit umfassenden Aufklärungs - und 
Beratungspflichten verbunden. Diese können im Rahmen einer persönlic hen Beratung in der 
öffentlichen Apotheke sachgerecht wahrgenommen werden. Bei einer überwiegenden oder 
ausschließlichen Abgabe über Versandapotheken entfällt diese zusätzliche fachliche Kontroll - und 
Beratungsebene. 

 

In einer gemeinsamen Stellungnahme (DGPPN, DGS u. w.) zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Medizinal-Cannabisgesetzes wiesen die Verbände darauf hin, dass „die 
wissenschaftliche Evidenz für Medizinal-Cannabis kaum vorhanden bis gering ist. Eine vergleichsweise 
beste wissenschaftliche (moderate) Evidenz existiert derzeit für die Indikationen der chronischen -
neuropathischen Schmerzen, Muskelspastik sowie Appetitstimulation bei Chemotherapie -induzierter 
Übelkeit und Erbrechen (u.a. Hoch et al. 2025). Für weitere Indikationen - insbesondere für psychische 
Erkrankungen - ist die Evidenz bislang sehr begrenzt (u. a. Chou et al. 2025; Häuser et al. 2019). 
Medizinische Anwendungen von THC-haltigen Cannabinoiden haben auch Nebenwirkungen. Sie 
können das Denken und die Wahrnehmung verändern sowie Schwindel, Benommenheit und 
Sedierung hervorrufen. Bei 25 Prozent aller Anwender von Cannabisarznei konnte eine 
Cannabisgebrauchsstörung festgestellt werden (CUD; nach DSM-5; Dawson et al., 2024). Die 
Cannabisblüten spielen in Deutschland eine Sonderrolle, indem sie ohne Zulassungsverfahren seit 
2017 verordnet werden können. Die Evidenzlage für die Applikationsform ist sehr gering bis 
unzureichend (Chou et al., 2025; Häuser et al., 2019). Außerdem fehlen auch die sonst obligaten 
Gebrauchsanweisungen und Fachinformationen für Patienten und Ärzte.“  

 

Vor diesem Hintergrund ist eine stärkere wissenschaftliche Fundierung der medizinischen Anwendung 
von Medizinal-Cannabis aus Sicht der Ärzteschaft dringend erforderlich.  

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 
 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Der Beschluss wurde gefasst.  

 

 

Beschluss Nr. 9: Grundversorgung in Arztpraxen sichern 

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband spricht sich für eine Stärkung der 
persönlichen Beratung und Versorgung und deren angemessene Vergütung aus. Der Ausbau 
grundsätzlich sinnvoller telemedizinischer Angebote darf nicht zum Nachteil der 
Beziehungsmedizin in Arztpraxen erfolgen.  
Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband lehnt rein gewerbliche Anbieter von 
reinen Online-Krankschreibungen ohne persönliche Kenntnisse ab. Eine rein telemedizinische 
Behandlung mit dem Schwerpunkt auf Ausstellung von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
und Rezepten unter Vernachlässigung einer kontinuierlichen ärztlichen Betreuung führt zu 
einer qualitativ schlechteren Versorgung der Patienten.  
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Begründung: 

 

Die grundlegende Versorgung und Beratung der Patienten findet in den Arztpraxen und in den 
Apotheken statt. Sie ist das Fundament einer guten medizinischen Versorgung. Die gute und 
ausführliche persönliche Beratung hilft, unnötige Leiden und Kosten zu verh indern, z.B. durch 
Fehlbehandlungen oder falsche Medikamenteneinnahme. Eine gute Beratung braucht Zeit und muss 
entsprechend vergütet werden. Die persönliche Beratung ist außerdem auch ein wichtiges Instrument 
gegen die zunehmende Vereinsamung der Menschen in unserer Gesellschaft. Hausarztmedizin ist 
Beziehungsmedizin.  

 

Die Zunahme telemedizinischer Angebote, etwa für das Ausstellen von Arbeitsunfähigkeits -
bescheinigungen, wie auch die reine Videoberatung gefährden die hausärztliche medizinischen 
Versorgung. Denn basale Versorger wie Hausarztpraxen müssen Leichtkranke behandeln, um auch 
multimorbide Patienten mit versorgen zu können. Darüber hinaus sollten komplexe Leistungen wie 
die umfassende Beratung multimorbider Patienten entsprechend vergütet werden. 

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 
 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. Der Beschluss wurde gefasst.  

 

 

Beschluss Nr. 10: Änderung Abgabetermin HZV-Quartalsabrechnung 

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband möge sich für einen spätesten 
Abgabetermin für die HZV-Quartalsabrechnung analog zur KV-Abrechnung zum 15. des 
Folgemonats einsetzen. 
 

Begründung: 

 

Der Abgabetermin der Quartalsabrechnung am 05. des Folgemonats ist oft zu knapp bemessen. Durch 
hohen Arbeitsaufwand zu Quartalsbeginn oder Feiertage (Jahreswechsel, Ostern, 03. Oktober) oder 
durch weiterbildungsbedingte Abwesenheit entsteht oft unnötiger Termindruck. 

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 
 

Der Antrag Vorstandsüberweisung wurde mit 1 Enthaltung angenommen. Der Beschluss wurde 
gefasst. 
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Beschluss Nr. 11: Änderung der Aufwandsentschädigung für Delegierte  

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband wird aufgefordert, die 
Aufwandsentschädigung für die Teilnahme an der Delegiertenversammlung mindestens 
kostendeckend anzupassen. 

 

Begründung: 

 

Die derzeitige Aufwandspauschale von 60,00 EUR ist viel zu gering. Abgesehen vom Zeitaufwand 
sowohl während der Versammlung als auch während der Hin- und Rückfahrt entstehen erhebliche 
Fahrtkosten. 

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 

 

Der Antrag auf Vorstandsüberweisung wurde mehrheitlich abgelehnt.  

Folgend wurde der Änderungsantrag mit Anpassung der Aufwandspauschale auf 120,00 EUR zum 
01.01.2027 mehrheitlich bei 1 Enthaltung angenommen. Weitere Details siehe Protokoll. Der 
Beschluss wurde gefasst. 

 

 

Beschluss Nr. 12: Anpassung der Kilometerpauschale bei Hausbesuchen  

 

Beschluss: 

 

➢ Die Kilometerpauschalen für die Hausbesuche müssen umgehend angepasst werden und 
auch von den Krankenkassen bezahlt werden, die bisher keine Kilometerpauschale zahlen.  

 

Begründung: 

 

Aufgrund der enorm gestiegenen Fahrzeugkosten sind die bisherigen Kilometerpauschalen 
inakzeptabel. Zum Vergleich: Von meiner Softwarefirma erhalte ich die Rechnung über 230,00 EUR 
nur für die Anfahrt des Technikers, die Fahrstrecke beträgt für Hin- und Rückfahrt insgesamt 145 km. 
Die Technikerstunde kostet 134,00 EUR vor Ort.  

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 

 

Der Antrag wurde mehrheitlich bei 4 Enthaltungen abgelehnt. Der Beschluss wurde nicht gefasst. 
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Beschluss Nr. 13: Unreflektierte Point-of-Care Untersuchungen 

 

Beschluss: 

 

➢ Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband setzt sich auf Landes- und 
Bundesebene für eine sinnvolle und patientenorientierte Steuerung von Point -of-Care-
Untersuchungen (POC) ein, welche außerhalb hausärztlicher Praxen – insbesondere in 
Apotheken und Drogerien – angeboten werden. 

 

Dabei soll insbesondere darauf hingewirkt werden, dass 

 

o medizinisch nicht indizierte individuelle Gesundheitsleistungen, die außerhalb 
ärztlicher Praxen erbracht werden, nicht regelhaft in die hausärztlichen Praxen 
zur Befundbesprechung, Einordnung oder Beratung verlagert werden,  

o klare Verantwortlichkeiten für Aufklärung, Ergebnisbewertung und Beratung 
festgelegt werden, 

o keine zusätzliche unbezahlte Mehrarbeit für hausärztliche Praxen entsteht.  

 

Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband soll sich gegenüber Politik, 
Selbstverwaltung und Kostenträgern dafür einsetzen, dass wirtschaftliche Interessen 
einzelner Leistungserbringer nicht zu einer einseitigen Belastung der hausärztlichen 
Versorgung führen. 

 

Begründung: 

 

In Apotheken und Drogerien werden zunehmend Point-of-Care-Untersuchungen (z. B. Labor-
Schnelltests, Screenings oder Messungen) angeboten, die häufig ohne medizinische Indikation und 
außerhalb eines ärztlich gesteuerten Behandlungskontextes erfolgen. Die Ergebnisse dieser 
Untersuchungen führen nicht selten dazu, dass Patientinnen und Patienten im Anschluss die 
hausärztliche Praxis aufsuchen, um die Befunde erklären, einordnen oder bewerten zu lassen.  

 

Diese Entwicklung ist aus mehreren Gründen problematisch:  

• Die Indikationsstellung, Aufklärung und Beratung liegen häufig nicht in ärztlicher 
Verantwortung, 

• die wirtschaftlichen Erträge dieser Leistungen verbleiben bei den anbietenden Einrichtungen 
(z. B. Apotheken), die zeit- und beratungsintensive Nacharbeit wird jedoch regelmäßig in die 
hausärztlichen Praxen verlagert – ohne Vergütung und ohne vorherige medizinische 
Steuerung. 

 

Es kann nicht Aufgabe der hausärztlichen Versorgung sein, medizinisch nicht indizierte Leistungen 
Dritter nachträglich zu bewerten oder entstandene Verunsicherung aufzufangen. Dies bindet knappe 
Ressourcen, verschärft die Arbeitsbelastung in den Praxen und konterkariert das Prinzip einer 
koordinierten, evidenzbasierten Versorgung. 

 

Die hausärztliche Versorgung ist das zentrale Steuerungselement im Gesundheitssystem. Neue 
Versorgungsangebote müssen sich daran messen lassen, ob sie zu einer sinnvollen E ntlastung und 
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Verbesserung der Patientenversorgung beitragen – oder ob sie zusätzliche, unstrukturierte und 
unbezahlte Arbeit erzeugen. 

 

Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband sollte diese Entwicklung aktiv begleiten und auf 
eine klare gesundheitspolitische Rahmensetzung  hinwirken. 

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 

 

Der Antrag wurde mehrheitlich mit 2 Enthaltungen angenommen. Der Beschluss wurde gefasst. 

 

 

Beschluss Nr. 14: Sachliche und unverzerrte Kommunikation der AOK Sachsen 
zur HZV sowie Auftrag an den Vorstand zur konstruktiven Weiterbefassung im 
Schiedsverfahren 

 

Beschluss: 

 

➢ Forderung an die AOK Sachsen 
Der Sächsische Hausärztinnen- und Hausärzteverband bzw. dessen Delegiertenversammlung 
fordert die AOK Sachsen nachdrücklich auf, sich künftig zu Fragen der Hausarztzentrierten 
Versorgung (HZV) in Sachsen sachlich, vollständig und unverzerrt zu äußern. Insbesondere 
sind öffentliche oder verbandsexterne Darstellungen zu unterlassen, die den Verlauf, den 
Inhalt und die Verantwortung für den Abbruch der Verhandlungen zur Weiterentwicklung 
der HZV unzutreffend oder verkürzt wiedergeben. 

 

➢ Klarstellung zur Vertragsstruktur 
Die Delegiertenversammlung bekräftigt, dass ein sogenannter Add on Vertrag aus Sicht des 
Verbandes keine Alternative zu einem vollumfänglichen HZV-Vollversorgungsvertrag 
darstellt. Die HZV ist als umfassendes, strukturiertes Versorgungsmodell konzipiert und kann 
nicht durch additive oder fragmentierte Vertragslösungen ersetzt werden.  

 

➢ Auftrag an den Vorstand 
Der Vorstand des Sächsischen Hausärztinnen- und Hausärzteverbandes wird beauftragt: 

o die Interessen der Mitglieder weiterhin konsequent und konstruktiv zu 
vertreten, 

o die Weiterentwicklung der HZV in Sachsen auch im Rahmen des laufenden 
bzw. anstehenden Schiedsverfahrens aktiv zu verfolgen, 

o dabei an die bereits erreichten inhaltlichen Verständigungen anzuknüpfen 
und 

o sich weiterhin für einen HZV-Vollversorgungsvertrag als zentrales Instrument 
einer zukunftsfähigen hausärztlichen Versorgung in Sachsen einzusetzen.  

 

Begründung: 

 

Die Hausarztzentrierte Versorgung ist ein zentrales Element einer koordinierten, qualitätsgesicherten 
und wirtschaftlichen Versorgung. Eine sachlich unzutreffende oder verkürzte Darstellung des 
bisherigen Verhandlungsverlaufs untergräbt das notwendige Vertrauen zwischen den 
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Vertragspartnern und erschwert eine konstruktive Weiterentwicklung. Die Delegiertenversammlung 
setzt mit diesem Antrag ein klares Signal für Transparenz, Verlässlichkeit und die konsequente 
Wahrung hausärztlicher Interessen. 

 

Über mehrere Monate hinweg wurden zwischen dem Sächsischen Hausärztinnen - und 
Hausärzteverband und der AOK Sachsen intensive und konstruktive Gespräche zur Weiterentwicklung 
der HZV geführt. 

 

Diese Gespräche fußten auf einer Letter of Intent aus dem Jahr 2023, die den gemeinsamen Wille n 
zur partnerschaftlichen Weiterentwicklung der HZV dokumentierte. In den Folgejahren fanden 
inhaltlich substanzielle Verhandlungen statt, unter Einbeziehung verschiedener fachärztlicher 
Verbände. Die Gespräche wurden einseitig durch die AOK Sachsen im Jahr 2025 beendet, unter 
Verweis auf eine Neubesetzung des Vorstandes, ohne inhaltliche Fortführung der bis dahin erreichten 
Ergebnisse. 

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 

 

Der Antrag wurde mit mehrheitlich bei 1 Enthaltung angenommen. Der Beschluss wurde gefasst. 

 

 

Beschluss Nr. 15: Spezifisches Fördermodul für Praxisneugründungen mit HZV-
Ausrichtung 

 

Beschluss: 

 

• Der Vorstand wird beauftragt, ergänzend zu den bestehenden Maßnahmen im 
Hausarzt:sorglos Paket ein spezifisches Fördermodul für Praxisneugründungen mit HZV -
Ausrichtung zu entwickeln, insbesondere mit folgenden Inhalten: 

o Finanzielle Unterstützung oder vollständige/anteilige Kostenübernahme für 

digitale Module und EDV-Erweiterungen bei unmittelbarer HZV-Integration 

o Gewährung von reduzierten Mitgliedsbeiträgen im Hausärzteverband für die 

ersten Jahre nach Niederlassung 

o Prüfung und Umsetzung reduzierter Verwaltungsgebühren in der Anfangsphase 

(z. B. im ersten Jahr oder in den ersten Quartalen) 

o Weitere gezielte finanzielle oder strukturelle Anreize für Praxen, die von Beginn 

an aktiv in der HZV tätig sind 

Ziel ist es, die Attraktivität der HZV für Praxisneugründer deutlich zu steigern, und 
wirtschaftliche Einstiegshürden zu senken. 

 

Begründung: 

 

Ein Teil der Unterstützungsmaßnahmen für Praxisneugründungen ist bereits im Hausarzt:sorglos 
Paket des Verbandes enthalten. Dennoch bestehen aus meiner Sicht im Bereich der HZV weiterhin 
unzureichende, gezielte Anreize für neu gegründete Praxen.  
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Gerade in der Anfangsphase sind Investitionen in digitale Infrastruktur und effiziente Praxisstrukturen 
entscheidend. Die frühzeitige Integration der HZV ist dabei fachlich sinnvoll, wird jedoch bislang nicht 
ausreichend gefördert. 

Zudem wird seitens der KV Sachsen argumentiert, dass sich die HZV nicht an Förderstrukturen 
beteiligt. Dies dient als Begründung für restriktive Förderbedingungen, die HZV -orientierte Praxen 
benachteiligen. 

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 

 

Der Antrag auf Vorstandsüberweisung wurde einstimmig angenommen.  

 

 

Beschluss Nr. 16: Anpassung § 4 Abs. 4 der Förderbedingungen  

 

Beschluss: 

 

➢ Der Vorstand wird beauftragt, einen formellen Brief an die KV Sachsen zu richten mit dem 
Ziel, § 4 Abs. 4 der Förderbedingungen wie folgt anzupassen:  

o Die Bereinigung des Mindestumsatzes bei Teilnahme an Selektivverträgen soll 
ausschließlich auf Basis der tatsächlich im jeweiligen Quartal abgerechneten 
HZV-Scheine erfolgen. 

o Eine pauschale Berücksichtigung aller eingeschriebenen Patienten unabhängig 
von tatsächlichen Arzt-Patienten-Kontakten ist sachlich nicht gerechtfertigt und 
soll entfallen. 

Ziel der Anpassung ist eine realitätsgerechte, leistungsbezogene und faire Berücksichtigung 
von Selektivverträgen im Rahmen der Förderbedingungen. 

 

Beschluss: 

 

Die derzeitige Berechnungssystematik führt zu einer strukturellen Benachteiligung bestimmter 
Praxen, insbesondere solcher mit einem hohen Anteil an eingeschriebenen, aber nicht re gelmäßig 
behandlungsbedürftigen Patientinnen und Patienten, wie sie typischerweise in urbanen Regionen und 
bei jüngeren Versicherten vorkommen. 

Die pauschale Bereinigung auf Grundlage aller eingeschriebenen HZV-Patienten, multipliziert mit 
einem festen Fallwert von 75 Euro, bildet die tatsächliche Inanspruchnahme hausärztlicher 
Leistungen nicht ab. Insbesondere wird nicht berücksichtigt, ob und in  welchem Umfang im jeweiligen 
Quartal überhaupt ein Arzt-Patienten-Kontakt stattgefunden hat. 

Dies führt zu folgenden Problemen: 

• Verzerrung der wirtschaftlichen Realität der Praxen 

• Benachteiligung moderner, wachsender und digital organisierter Praxen  

• Fehlanreize in der Patientenstruktur 

• Nicht sachgerechte Abbildung der regionalen Versorgungsrealität  
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• Gefährdung der Weiterentwicklung einer effizienten und patientenorientierten hausärztlichen 

Versorgung 

Die aktuelle Regelung steht damit im Widerspruch zu einer zielgerichteten Förderung der 
Allgemeinmedizin und einer nachhaltigen Sicherstellung der Versorgung.  

 

Teil B Sicherstellungszuschlag zur Gewährleistung des Praxisbetriebs (Mindestumsatz) 

§ 4 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

4) Zur Vermeidung einer Doppelhonorierung/ -förderung erfolgt bei Teilnahme an 
Selektivverträgen außerhalb der Abrechnungshoheit der KV Sachsen eine quartalsweise  
Bereinigung des nach Absatz (2) ermittelten Mindestumsatzes. Basis für die Bereinigung 
bildet aus abrechnungstechnischen Gründen die Anzahl, der in diesen Selektivverträgen  
eingeschriebenen Patienten der Praxis/ MVZ innerhalb der Arztgruppe des geförderten  
Arztes. Dabei wird die für den geförderten Arzt zu berücksichtigender Anzahl  
eingeschriebener Patienten der Praxis/ MVZ anhand seines Tätigkeitsumfangs bestimmt. Die 
Anzahl der eingeschriebenen Patienten wird multipliziert mit einem pauschalen Fallwert in 
Höhe von 75 EUR. Der ermittelte Bereinigungsbetrag wird vor der  Auszahlung vom 
Mindestumsatz abgezogen. 

 

Weitere Erläuterungen erfolgen mündlich. 

 

Der Antrag auf Vorstandsüberweisung wurde einstimmig angenommen.  

 


